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SECO Staatssekretariat für Wirtschaft
IWF Internationaler Währungsfonds
DEZA Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit

SECO Secrétariat d'Etat à l'économie
FMI Fonds monétaire International
DDC Direction du développement et de la coopération
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Entwicklungspolitik

Der Bericht zur Weiterführung der Entwicklungszusammenarbeit wurde 2011 im
Nationalrat behandelt. Die Vorlage war im Herbst 2009 vom Bundesrat präsentiert und
2010 erstmals von beiden Kammern beraten worden. Der National- und der Ständerat
waren sich uneinig gewesen über die Festsetzung der Entwicklungshilfequote gemessen
am Bruttonationaleinkommen (BNE). Aussenministerin Micheline Calmy-Rey kündigte
daraufhin eine Zusatzbotschaft zur Erhöhung der Mittel zur Finanzierung der
öffentlichen Entwicklungshilfe an, welche im September 2010 an die Räte ging. Darin
beantragte der Bundesrat für die Jahre 2011 und 2012 die Erhöhung der Rahmenkredite
für die Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit (DEZA) sowie das
Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) um CHF 640 Mio. Dadurch würden die Ausgaben
für die öffentliche Entwicklungshilfe bis 2015 linear auf 0.5 Prozent des
Bruttonationaleinkommens (BNE) ansteigen und so dem voraussichtlichen Willen der
Parlamentsmehrheit entsprechen. Der Ständerat zeigte sich mit der Zusatzbotschaft
zufrieden und hiess sie gut. Zudem nahm er den Bericht zur Weiterführung der
Entwicklungszusammenarbeit an. In der Frühjahressession kamen beide Geschäfte zur
Beratung in den Nationalrat, welcher den Bericht zur Weiterführung der
Entwicklungshilfe zur Kenntnis nahm. Bezüglich der Zusatzbotschaft Mittelerhöhung für
die Entwicklungshilfe forderte eine Minderheit aus SVP- und FDP-Vertretern
Nichteintreten, weil die Entwicklungszusammenarbeit durch falsche Anreize fehlerhaft
ausgestaltet und die Herkunft der zusätzlichen Gelder nur unzureichend thematisiert
sei. Trotz Opposition von Mitte-Rechts wurde mit 109 zu 75 Stimmen Eintreten
beschlossen. Für beide Beschlüsse, also die Erhöhung der Rahmenkredite für die DEZA
als auch für das SECO, gab es je einen Minderheitsantrag, welche die entsprechenden
Ausgaben auf 0.45 Prozent des BNE plafonieren wollten. Diese Anträge wurden vor
allem von linker Seite bekämpft. Bundesrat Schneider-Ammann warb ebenfalls für eine
Ablehnung der Minderheitsanträge mit der Begründung, dass bei ihrer Annahme
Ausgaben in der Höhe von CHF 140 Mio. bei Klimaprojekten eingespart werden müssten,
die Schweiz sich aber an der UNO-Klimakonferenz in Kopenhagen 2009 für die
Bereitstellung dieser Gelder verpflichtet hatte. Vertreter der Minderheit kritisierten
Linksgrün, welche die Forderung nach der Erhöhung der Entwicklungshilfe an die
Vorlage zur Erhöhung der finanziellen Beiträge an den IWF zur Bekämpfung der globalen
Finanzkrise knüpften. Die Argumentation der Ratslinken zielte darauf ab, dass nicht nur
die von der Finanzkrise getroffenen Industrieländer, sondern auch die ärmsten Länder
zusätzliche finanzielle Unterstützung benötigten. Bei der Schlussabstimmung wurden
beide Bundesbeschlüsse dank einer Mitte-Links-Mehrheit angenommen. 1
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1) AB NR, 2011, S. 3 ff. und 17 ff.; BBl, 2009, S. 7651 ff. und BBl, 2011, S. 2919 ff.; Presse vom 1.3.11.
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